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Häufig gestellte Fragen (FAQ) zur 

Umsetzung einer kommunalen Katzenschutzverordnung nach § 13b Tierschutzgesetz 

(TierSchG) 

 

Warum sollte meine Gemeinde eine Katzenschutzverordnung erlassen? 

Katzen sind bereits mit sechs Monaten geschlechtsreif und können jedes Jahr zwei bis drei 

Würfe mit mindestens drei Kätzchen großziehen. Diese sind wiederum nach einem knappen 

Jahr geschlechtsreif und sorgen für Nachwuchs. Die Zahl der Nachkommen einer einzigen 

Katze kann so in wenigen Jahren in die Tausende gehen!  

Die Lebenserwartung von Katzen ohne menschliche Betreuung und medizinischer Versorgung 

ist erheblich geringer als die von in menschlicher Obhut gehaltenen Katzen. So treten 

Katzenkrankheiten wie Katzenschnupfen signifikant häufiger auf, auch der Anteil an 

unterernährten Katzen ist deutlich höher. 

Mit einer Katzenschutzverordnung können Gemeinden langfristig die Katzenpopulation 

kontrollieren und somit vorbeugenden Tierschutz leisten. Die mit der Verordnung 

verpflichtende Kastration dämmt die Anzahl von Jungtieren ein und verringert damit das 

beschriebene Katzenelend. Um eine Kastration nachvollziehen zu können, sind die 

Kennzeichnung und Registrierung des Tieres notwendig und ermöglichen auch im Falle eines 

entlaufenen Tieres eine schnelle Zuordnung und Rückgabe an den Tierhalter. 

 

Warum gibt es keine bundes- oder landesweite Katzenschutzverordnung? 

Nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 20 Grundgesetz fällt die Gesetzgebung im Bereich 

Tierschutz in den Anwendungsbereich der sogenannten konkurrierenden Gesetzgebung 

(Artikel 72 Grundgesetz). Das bedeutet, dass die Länder die Befugnis zur Gesetzgebung nur 

dann haben, wenn der Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz keinen Gebrauch macht. 

Sobald der Bund einmal Regelungen in dem jeweiligen Spezialbereich getroffen hat, liegt die 

alleinige Zuständigkeit dafür bei ihm und die Länder können in diesem Bereich grundsätzlich 

keine Regelungen mehr treffen. Durch den Erlass des Tierschutzgesetzes hat der Bund von 

seiner Kompetenz Gebrauch gemacht. 

 

Mit § 13b TierSchG hat der Bund die Kompetenz zum Erlass von Rechtsverordnungen zum 

Schutz freilebender Katzen auf die Landesregierungen der einzelnen Bundesländer 

übertragen. In Sachsen-Anhalt wurde mit dem Gesetz zur Übertragung der Ermächtigung zur 

Festlegung von bestimmten Gebieten zum Schutz freilebender Katzen vom 27.11.2019 die 

Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen zum Schutz freilebender Katzen auf die 

Gemeinden übertragen, weil dort die ortsspezifischen Kenntnisse vorhanden sind und weil 
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Belange der Gefahrenabwehr und des Tierschutzes im Falle von Katzenüberpopulationen 

ausgleichend geregelt werden müssen. 

 

Kostet eine Katzenschutzverordnung die Gemeinden nicht sehr viel? 

Inhalt einer Katzenschutzverordnung kann die Einführung einer Kastrations-, 

Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für Halterkatzen, denen unkontrolliert Auslauf 

gewährt wird, sein. Katzenhalterinnen und Katzenhalter, die ihren Tieren freien unkontrollierten 

Auslauf gewähren, müssen nach dieser Verordnung ihre Katze/Kater bei einer Tierärztin oder 

einem Tierarzt kastrieren lassen und hierfür die Kosten tragen. Durch die Kennzeichnungs- 

und Registrierungspflicht wird darüber hinaus die Halterermittlung erheblich vereinfacht, was 

es der Gemeinde erleichtert, die Kastrationspflicht gegenüber der Halterin oder dem Halter der 

Katze durchzusetzen. Durch eine verpflichtende Kastration wird zudem die Höhe der 

Katzenpopulation verringert, so dass es insgesamt weniger Katzen im Gemeindegebiet gibt, 

was durch eine verminderte Anzahl an Abgabetieren in den Tierheimen ebenfalls zu einer 

langfristigen Kostenersparnis führt. 

Falls Regelungen für freilebende Katzen in einer Verordnung getroffen werden, kann 

tatsächlich zunächst für die Gemeinden ein erhöhter Aufwand durch die Unterstützung von 

Maßnahmen zum Einfangen, Versorgen, Kastrieren dieser Katzen entstehen. Es steht aber zu 

erwarten, dass der Gesamtaufwand für die Kommune sinkt, wenn die Population freilebender 

Katzen zurückgeht. 

 

Was sind Voraussetzungen für den Erlass einer Katzenschutzverordnung? 

Gemäß § 13b TierSchG müssen Nachweise erbracht werden, dass eine entsprechende 

Katzenproblematik bei den freilebenden Katzen in der Gemeinde besteht: Hierfür bedarf es 

einer Dokumentation, dass eine hohe Katzenpopulation (Kolonien freilebender Katzen) und 

damit einhergehende Tierschutzprobleme (Schmerzen, Leiden, Schäden) bestehen. Des 

Weiteren muss dargelegt werden, dass vorhergehende Maßnahmen zur Senkung der 

überhöhten Katzenpopulation nicht erfolgreich waren.  

 

Zur besseren Übersichtlichkeit der einzelnen Schritte von der Kenntnisnahme der Problematik 

einer erhöhten Katzenpopulation in einem Gebiet bis hin zum Erlass einer 

Katzenschutzverordnung für dieses Gebiet hat das MWL ein Prüfschema erstellt (Anlage). 

Dieses wird zusammen mit den FAQ’s zur Erleichterung des Verwaltungshandelns an die 

Gemeinden gegeben. 
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Warum sollte auch eine Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht in die 

Katzenschutzverordnung nach § 13b TierSchG aufgenommen werden? 

Eine Kennzeichnung und Registrierung vereinfacht die Tierhalterermittlung erheblich. Jedoch 

nur in gewünschtem Maße, wenn Katzen gekennzeichnet und registriert sind.  

 

Es ergeben sich sowohl Vorteile für die Gemeinden (schnellere Bearbeitung und Erledigung 

bei Fundtierfällen sowie weniger Kosten), für die Tierheime (deutlich kürzere Verweildauer, 

weniger Personalaufwand und Kosten) und für die Katzen selbst (Tiere können unverzüglich 

ihrem Besitzer zugeordnet werden, weniger Stress durch kürzere Verweildauer, keine 

„Zweitkastration“ beim weiblichen Tier, schnellere Versorgung bekannter Erkrankungen, 

schnellere Bearbeitung und Erledigung bei Fundtierfällen). 

 

Es wird empfohlen, die Registrierung bei einem der beiden größten Anbieter in Deutschland 

vornehmen zu lassen:  

 TASSO - Haustierzentralregister für die Bundesrepublik Deutschland e.V. oder 

 FINDEFIX - Haustierregister des Deutschen Tierschutzbundes e.V..  

 

Liegt bei einer Kastrationspflicht nicht ein erheblicher Eingriff in die Eigentumsrechte 

des Katzenhalters vor? 

Nach Artikel 14 Grundgesetz ist ein Eingriff in das Eigentum möglich, wenn er verhältnismäßig 

ist. Die Verhältnismäßigkeit wird vorliegend dadurch gewährleistet, dass andere Maßnahmen 

vorher nicht zum Erfolg geführt haben (siehe Prüfschema). Die Kastrationspflicht ist somit das 

„letzte Mittel“, um hohe Populationen freilebender Katzen und damit einhergehendes 

Katzenleid einzudämmen. Die Verhältnismäßigkeit wird zudem dadurch gewährleistet, dass 

nicht alle Katzen von der Verordnung umfasst werden. Reine Wohnungskatzen bzw. Katzen 

ohne unkontrollierten Freigang müssen nicht kastriert werden, da diese nicht Teil des 

Problems sind, dem mit der Verordnung begegnet werden soll. Zudem muss die Verordnung 

die Möglichkeit vorsehen, in berechtigten Fällen eine Ausnahme vom Kastrationsgebot zu 

erteilen. 

 

Was sind die Unterschiede zu einer Verordnung gemäß Gefahrenabwehr? 

Die Ziele von Katzenschutzverordnungen nach § 13b TierSchG sind der Schutz von Leben, 

Gesundheit und Wohlbefinden freilebender Katzen. 

 

Die Gefahrenabwehrverordnungen jedoch schützen die öffentliche Sicherheit und Ordnung. 

Es geht also nicht um den Schutz der Katzen, sondern um die Verhütung von Gefahren, die 
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von Katzen ausgehen (können), beispielsweise auf Menschen übertragbare Erkrankungen 

(Zoonosen) oder Gefährdung von anderen Tierbeständen (Vögel, Kleinsäuger, Reptilien).  

 

Besteht das hauptsächliche Ziel des Verordnungsgebers darin, für diese Gefahren 

Regelungen zu treffen, so kann er Kastrations-, Kennzeichnungs-und Registrierungsgebote 

weiterhin in Form polizei- und ordnungsrechtlicher Verordnungen erlassen. 


